
Zensur und Propaganda sind zwei 

Seiten der Medaille, wenn es um 

Meinungssteuerung geht. Das, 

was nicht gesagt werden soll, wird 

unterdrückt (Zensur), und das, was 

die Menschen denken und wahr-

nehmen sollen, wird so weit wie 

möglich gestreut (Propaganda). Nur 

mit beiden Methoden in Kombina-

tion hat man das Feld der öffentli-

chen Meinung wirklich im Griff. Ich 

beschäftige mich mittlerweile seit 

drei Jahrzehnten mit Kommunikati-

ons- und Medienforschung. Schon 

seit ich mich bewusst für Medien 

interessiere, fand ich es äußerst 

spannend, mit welchen Techniken 

und Methoden das Bewusstsein der 

Menschen kontrolliert und manipu-

liert werden. Es ist das untrügliche 

Erkennungszeichen aller totalitären 

Systeme in allen geschichtlichen 

Epochen, zuallererst die Kontrolle 

über die Meinungen und das Den-

ken der Menschen erlangen zu wol-

len. Der Zweck ist selbsterklärend: 

wer die Meinungen der Menschen 

kontrolliert, der kontrolliert auch ihr 

Verhalten. Das Mittel zur Kontrolle 

der Meinungen war früher die mehr 

oder weniger gewaltsame Kontrolle 

der Medien mittels staatlicher Auf-

sicht. Tatsächlich fand und finden 

sich gerade in totalitären Systemen 

stets willfährige Helfer, die sich als 

Medienschaffende den Macht-

zentren andienen und die Gunst 

der Stunde nutzen, um sich selbst 

elitäre Positionen im System zu 

sichern. Die moderne Forschung 

im Bereich Kommunikation, Medien 

und Massenpsychologie jedoch hat 

diese Methoden extrem verfeinert. 

Sie sind subtiler und damit erheb-

lich schwerer erkennbar geworden.

Die NATO nennt ihre heutiges 

Konzept wörtlich „Kognitive Kriegs-

führung“. Das Allgemeine der unter 

dem Namen „Kognitive Kriegsfüh-

rung“ eingesetzten Waffen ist, dass 

sie auf den allermodernsten, wis-

senschaftlich höchst ausgefeilten 

Manipulationstechniken basieren. 

Eine allgemeine und unmissver-

ständliche Bezeichnung für diese 

Propagandaformen wäre „kognitive 

Manipulationen“. „Kognitiv“ soll 

darauf verweisen, dass bei dieser 

Manipulationsmethode direkt in 

kognitive Prozesse eingegriffen 

wird. Diese Methoden grenzen 

sich damit von anderen psycho-

logischen Manipulationstechniken 

ab. Zu den „kognitiven Funktionen“ 

gehören u.a. Wahrnehmung, Auf-

merksamkeit, Erkennen, Vorstellen, 

Gedächtnis, Handlungsplanung und 

Kommunikation etc., aber auch die 

kritische Prüfung und Bewertung 

von Informationen. Gemeinsames 

Ziel aller kognitiven Manipulations-

techniken ist die Schwächung, 

Umgehung oder Außerkraftsetzung 

der kritischen Urteilsfunktionen 

der Zielperson. Es geht, um es 

möglichst unmissverständlich 

auszusprechen, um die verfei-

nerte Version der Gehirnwäsche: 

um die gezielte Beeinflussung der 

kognitiven Prozesse der Menschen 

mit dem Ziel, ohne deren Wissen 

ihre Einstellungen und Verhaltens-

bereitschaften zu verändern. Dazu 

muss der informationsverarbeiten-

de Prozess so gestört werden, dass 

eine kritische Überprüfung und 

Beurteilung von erhaltenen Infor-

mationen nicht stattfinden können. 

Wie bereits erwähnt handelt es sich 

hierbei – und das wird im Folgen-

den noch ausführlich nachgewie-

sen werden – um ein offizielles Pro-

gramm von NATO und EU, das auch 

im Bundestag besprochen wurde. 

Die FDP fordert offen ein Programm 

zur „kognitiven Kriegsführung“, 

es handelt sich hier also nicht um 

Theorien, sondern um tagesaktu-

elles politisches Geschehen. Das 

Problem dabei ist lediglich, dass 

der normale Verbraucher nicht 

versteht, worum es eigentlich geht 

und sich deshalb keine Gedanken 

drüber macht.

Das Perfide an derartigen Metho-

den ist, dass die Menschen ihre 

„Meinungen“ als Teil ihrer Per-

sönlichkeit begreifen. Menschen 

identifizieren sich regelmäßig 

höchst leidenschaftlich mit ihren 

Meinungen, reflektieren jedoch so 

gut wie gar nicht, wie sie sich diese 

überhaupt bilden konnten. Der 

kognitionswissenschaftlich nicht 

ausgebildete Bürger – also rund 

99,99% der Bevölkerung und damit 

höchstwahrscheinlich auch Sie, 

liebe Leser – begreift seine „Mei-

nung“ als eine rationale Leistung 

seines analytischen Verstandes. Er 

glaubt, dass seine Überzeugungen 

auf der bewussten Wahrnehmung 

von Informationen und Ereignissen 

beruhen und dass seine Einstel-

lungen wohlbegründet, logisch und 

evidenzbasiert seien. Doch das ist 

nicht wahr. 

Tatsächlich ist die Meinung eines 

Menschen das Endergebnis eines 

kognitiven Prozesses, auf den der 

Mensch selbst nur wenig Ein-

fluss hat. Die Variablen in diesem 

Prozess sind beispielsweise die 

Auswahl der zur Verfügung ge-

stellten Informationen (Welche 

Informationen werden gegeben, 

welche werden verschwiegen?), 

der vorher (entweder selbst oder 

durch andere) festgelegte Deu-

tungsrahmen („frame“), in welchem 

die Information präsentiert wird, 

der gesellschaftspsychologische 

Kontext zu dieser Information, der 

individualpsychologische Kontext 
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zu dieser Information sowie eine 

Vielzahl gezielter kognitiver „Tricks“, 

durch die die Priorisierung im 

eigenen Wertungssystem gesteuert 

werden kann. Unsere Meinungen 

sind das Produkt eines Designpro-

zesses. Unsere Meinungen werden 

von anderen Menschen entwor-

fen und von uns meist ungeprüft 

übernommen. Erst die bewusste 

Auseinandersetzung mit diesen 

Prozessen und Techniken ermög-

licht es dem Menschen, sich kogni-

tiv zu emanzipieren. Er weiß, dass 

seine Meinung das permanente 

Angriffsziel von Beeinflussung ist. 

Diese Beeinflussung kommt sowohl 

von außen, wie auch von innen, aus 

ihm selbst heraus. Der aufgeklärte 

Mensch hinterfragt daher nicht nur 

die Validität seiner Informations-

quellen, sondern auch seine eige-

nen Denk- und Bewertungsmuster, 

seine eventuellen Vorurteile oder 

Glaubenssätze, die möglicherweise 

sein Urteilsvermögen beeinflussen. 

Wie jedoch versuchen staat-

liche und überstaatliche Akteure 

unsere Wahrnehmung der Realität 

zu beeinflussen? Der wichtigste 

Schlüssel zur Beeinflussung be-

steht heute darin, dass staatliche 

Akteure intensiv mit den Betreibern 

der größten und mächtigsten Kom-

munikationsplattformen der Erde 

zusammen arbeiten: den sozialen 

Medien. Wie tief diese „Zusammen-

arbeit“ bereits reicht, ist regelmä-

ßig Gegenstand von Enthüllungen, 

wie sie z.B. zuletzt von Elon Musk 

persönlich veröffentlicht wurden.

Eines der relevantesten Ereignisse 

in diesem Themenbereich waren 

die sogenannten „Twitter Files“ 

(#Twitterfiles, Twitter-Akten) aus 

den Jahren 2022 und 2023, die Ein-

blicke in die neuesten Methoden, 

Rechtfertigungen und Netzwerke 

der Zusammenarbeit zwischen 

Regierung, Geheimdiensten, NGOs, 

Universitäten, Stiftungen und 

den großen Internetunternehmen 

bei der Meinungssteuerung und 

-kontrolle der Bevölkerung gegeben 

haben.

Obwohl die Enthüllungen um 

die Twitter Files (Twitter-Akten) 

durchaus Beachtung fanden und 

die Brisanz auch in deutschen 

Medien teilweise erkannt wurde, 

beschränkten sich leider viele 

Kommentatoren darauf, sie in ihrer 

Bedeutung herunterzuspielen oder 

in den Zusammenhang mit als 

„rechts“ etikettierten Verschwö-

rungsmythen zu rücken. Insgesamt 

hat man den Eindruck, dass jetzt, 

fast zwei Jahre nach den Veröffent-

lichungen, die dort aufgedeckten 

Mechanismen und Strukturen 

immer noch bestehen (wenn auch 

zumindest nicht mehr in dem Aus-

maß bei Twitter bzw „X“) und das 

Thema im öffentlichen Diskurs kei-

nen großen Raum mehr einnimmt, 

oder von unzähligen Meinungsbei-

trägen mit dem Tenor „Seit Musk 

Twitter übernommen hat, ist es 

eine Plattform für Rechte und Ver-

schwörungstheoretiker geworden“ 

überdeckt wurde. Das mag einmal 

an der unübersichtlichen Form der 

Veröffentlichung dieser Unter-

suchungen gelegen haben – sie 

wurden auf Elon Musks Wunsch hin 

lediglich als nummerierte Threads 

auf Twitter direkt veröffentlicht –, 

hat aber sicher auch noch andere 

Gründe.

Die Twitter Files sind aber immer 

noch relevant. Nicht nur wegen der 

einzelnen Fälle von Manipulation 

des öffentlichen Diskurses und der 

Unterdrückung von Meinungen – 

diese können jede im Einzelnen 

diskutiert oder eben als Einzelfall 

abgetan werden – sondern wegen 

eines gewaltigen Komplexes der 

systematischen, in industriellem 

Maßstab betriebenen Meinungs-

unterdrückung und -beeinflussung, 

auf den die Twitter Files die ersten 

Hinweise geliefert haben und 

der sehr viel weitreichender und 

organisierter ist, als es der breiten 

Öffentlichkeit bekannt ist.

WAS SIND DIE TWITTER 
FILES?
Die Geschichte der Twitter Files 

begann damit, dass Elon Musk im 

Oktober 2022 die Plattform Twitter 

kaufte. Musk, bekannt für sein star-

kes Bekenntnis zur Meinungsfrei-

heit („I am a free speech absolu-

tist“) und seine Kritik an der Zensur 

auf Social-Media-Plattformen, 

versprach mehr Transparenz und 

weniger Regulierung von Inhalten 

auf Twitter. Diesem Versprechen 

treu, gab Musk kurz nach der Über-

nahme einer kleinen Gruppe von 

ausgewählten Journalisten und 

Forschern Zugang zu einer Auswahl 

von internen Dokumenten und E-

Mails von Twitter. Diese Dokumente, 

die dann als Twitter Files bekannt 

wurden, enthüllten, wie Twitter in 

der Vergangenheit Entscheidungen 

über die Moderation von Inhalten 

traf, welche internen Diskussionen 

es dabei gegeben hatte und wie 

stark externe Einflüsse, insbeson-

dere von der Regierung, Geheim-

diensten und geheimdienstnahen 

Organisationen diese Entscheidun-

gen beeinflusst hatten.

Wer waren die Journalisten, denen 

Musk diese Aufgabe übertragen 

hatte? Einer von ihnen ist Mi-

chael Shellenberger, ein bekannter 

Journalist und Autor, der in der 

Vergangenheit über Themen wie 

Umweltpolitik und soziale Gerech-

tigkeit geschrieben hatte. Er ist 

jetzt Gründer und Chefredakteur 

des Online-Magazins „Public“ auf 

Substack. Ein weiterer war Matt 

Taibbi, ein investigativer Journalist 

und ehemaliger Redakteur des 

Rolling Stone Magazine, bekannt 

für seine kritische Berichterstat-

tung über Machtmissbrauch und 

Korruption, unter anderem durch 

seine Enthüllungen zu den Verqui-

ckungen zwischen Goldmann Sachs 

und höchsten Regierungsstellen in 

den USA mit den sehr schädlichen 

Folgen massiver Deregulierung 

des Finanzmarktes, die zu Korrup-

tion und letztlich auch zu großen 

Finanzkrisen geführt hat. Matt 

Taibbi schreibt ebenfalls jetzt für 

seine eigene Online-Publikation auf 

Substack, „Racket News“.

Eine weitere Beteiligte war Bari 

Weiss, eine US-amerikanische 

Journalistin und Autorin, die für 

das Wall Street Journal geschrieben 

hatte und Redakteurin für Kultur 

und Politik bei der New York Times 

war. Seit März 2021 ist sie regel-

mäßige Kolumnistin bei Die Welt. 

Weiss gründete das Medienunter-

nehmen „The Free Press“. Zusätz-

lich arbeiteten im Team noch die 

Journalisten Lee Fang, David Zweig 

und Alex Berenson.

Die erste Phase der Untersuchun-

gen lief von Oktober 2022 bis März 

2023. Im Dezember 2022 begannen 

die Journalisten, die Ergebnisse 

ihrer Analysen direkt auf Twitter 

in langen, leider dadurch etwas 

unübersichtlichen Threads zu ver-

öffentlichen. Die Twitter Files ent-

hüllten, dass Twitter regelmäßig mit 

US-Regierungsbehörden und Ge-

heimdiensten zusammenarbeitete, 

um angebliche „Desinformation“ 

zu bekämpfen. Diese Zusammen-

arbeit umfasste direkte Eingriffe in 

die Moderationsentscheidungen 

der Plattform und sogenanntes 

„throtteling“, d.h. die massive Be-

schränkung der Reichweite von 

Tweets bis hin zu Löschungen und 

die Erstellung von „Blacklists“, also 

schwarzen Listen mit Twitter-Kon-

ten, deren User nicht oder nur 

schwer auffindbar gemacht wurden. 

Eine „ge-blacklistete“ Person ver-

fügt in der Regel noch über einen 

funktionsfähigen Twitter-account, 

jedoch kann dieser von anderen 

Usern mit den üblichen Suchme-

thoden fast nicht mehr gefunden 

werden.

Die Enthüllungen deckten auch das 

Ausmaß der Zusammenarbeit von 

Twitter mit sogenannten „Anti-Des-

informationsorganisationen“ und 

akademischen Institutionen auf. 

Gruppen wie der Atlantic Council, 

das Aspen Institute und das Stan-

ford Internet Observatory hatten 

erheblichen Einfluss auf die Mo-

derationsrichtlinien von Twitter und 

halfen bei der Identifizierung und 



Entfernung von Inhalten, die von 

ihnen als „Desinformation“ oder 

„schädlich“ angesehen wurden.

DIE THREADS IM EINZELNEN:
Weil die Twitter Files leider nirgend-

wo gesammelt und übersichtlich 

veröffentlicht sind (soweit wir es 

recherchieren konnten), haben wir 

uns die Mühe gemacht, die Links zu 

den einzelnen Tweets/Threads in 

der richtigen Reihenfolge zusam-

menzutragen, damit Sie sich selbst 

ein Bild machen können, was dort 

veröffentlicht wurde:

Teil 1 von Matt Taibbi, am 3. 

Dezember 2022 [x.com/mtaibbi/

status/1598822959866683394]: 

Darüber, wie die Berichterstattung 

über die Inhalte von Hunter Bidens 

Laptop kurz vor der Präsident-

schaftswahl 2020 in den USA von 

Twitter aktiv zensiert und unter-

drückt wurde.

Teil 2 von Bari Weiss, am 9. Dezem-

ber 2022 [x.com/bariweiss/sta-

tus/1601007575633305600]: Über 

„Shadow Banning“ bzw. „Visibility 

Restriction“ (also Reichweitenein-

schränkung) durch Twitter

Teil 3 von Matt Taibbi, am 10. 

Dezember 2022 [x.com/mtaibbi/

status/1601352083617505281]: 

Über den Umgang von Twitter mit 

Donald Trump und den Ereignissen 

vom 6. Januar 2020 („Sturm auf 

das Capitol“)

Teil 4 von Michael Shellenber-

ger, am 11. Dezember 2022 

[x.com/shellenberger/sta-

tus/1601720455005511680]: Dazu, 

wie es zur Löschung von Trumps 

Twitter-Konto kam

Teil 5 von Bari Weiss, am 12. 

Dezember 2022 [x.com/bariweiss/

status/1602364197194432515?la

ng=de]: Noch Weiteres über Trumps 

Konto-Löschung

Teil 6 von Matt Taibbi, am 16. 

Dezember 2022 [x.com/mtaibbi/

status/1603857534737072128]: 

Über die sehr enge Verbindung des 

FBI zu Twitter. Ein Beispiel:

„Der Kontakt zwischen Twitter und 

dem FBI war ständig und allgegen-

wärtig, als wäre Twitter eine Toch-

tergesellschaft des FBI. Zwischen 

Januar 2020 und November 2022 

gab es über 150 E-Mails zwischen 

dem FBI und dem ehemaligen 

Twitter „Trust and Safety“-Chef Yoel 

Roth. Einige sind banal, wie die, in 

der Agent Elvis Chan aus San Fran-

cisco Roth ein frohes neues Jahr 

wünscht und ihn daran erinnert, 

„nächste Woche an unserem vier-

teljährlichen Anruf teilzunehmen“. 

Bei anderen handelt es sich um 

Informationsanfragen an Twitter-

Nutzer im Zusammenhang mit 

aktiven Ermittlungen. Es gibt aber 

auch überraschend viele Aufforde-

rungen des FBI an Twitter, Maßnah-

men gegen Fehlinformationen über 

Wahlen zu ergreifen, auch gegen 

Scherz-Tweets von Konten mit we-

nigen Followern.“ [x.com/mtaibbi/

status/1603857534737072128] 

Teil 7 von Michael Shellenber-

ger, am 19. Dezember 2022 

[x.com/shellenberger/sta-

tus/1604871630613753856]: Hier 

ging es um Nachweise für eine 

koordinierte Aktion von Vertretern 

U.S.-amerikanischer Geheimdiens-

te, die sich an leitende Angestellte 

von Medien- und Social-Media-Un-

ternehmen richtete, um Informatio-

nen über Hunter Biden zu unter-

drücken und die Absender dieser 

Informationen zu diskreditieren.

Teil 8 von Lee Fang, am 20. De-

zember 2022 [x.com/lhfang/sta-

tus/1605292454261182464]: Hier 

ging es um die Zusammenarbeit 

zwischen Twitter, dem FBI und 

dem U.S.-amerikanischen Militär 

bei psychologischen Online-Ein-

flussoperationen des US-Militärs. 

So erlaubte Twitter z.B., dass das 

Pentagon jahrelang Propaganda-

konten mit verdeckten Identitäten 

verwendete und diese erst nach 

zwei Jahren oder nie sperrte. Hier 

ging es zum Beispiel um anti-irani-

sche Botschaften, die scheinbar 

von „echten“ Usern aus dem arabi-

schen Raum stammten, ebenso wie 

Propaganda für Krieg gegen den Je-

men und über U.S.-amerikanische 

Drohnenangriffe, die angeblich nur 

„Terroristen“ trafen.

Teil 9 von Matt Taibbi, am 24. 

Dezember 2022 [x.com/mtaibbi/

status/1606701397109796866]: 

Über die enge Zusammenarbeit von 

Twitter mit dem FBI und anderen 

Geheimdiensten, wie der CIA.

Teil 10 von David Zweig, am 26. 

Dezember 2022 [x.com/davidzweig/

status/1607378386338340867]: 

Über die Manipulation des öffentli-

chen Diskurses in der Coronakrise.

Teil 11 von Matt Taibbi, am 3. 

Januar 2023 [x.com/mtaibbi/sta-

tus/1610372352872783872]: Über 

Druck durch die Geheimdienste auf 

Twitter durch Durchstechen an die 

Medien von Vorwürfen über angeb-

liche russische oder chinesische 

Propaganda-Konten.

Teil 12 von Matt Taibbi, am 3. 

Januar 2023 [x.com/mtaibbi/

status/1610394197730725889]: 

Ebenfalls noch über falsche Vor-

würfe von Propaganda-Konten.

Teil 13 von Alex Berenson, am 9. 

Januar 2023 [x.com/AlexBerenson/

status/1612526697038897167]: 

Kurzer Thread über den Druck, der 

von einem Vorstandsmitglied der 

Firma Pfizer ausgeübt wurde, um 

wahre Informationen über Impfun-

gen auf Twitter zu unterdrücken.

Teil 14 von Matt Taibbi, am 12. 

Januar 2023 [x.com/mtaibbi/sta-

tus/1613589031773769739]: Hier 

ging es um brisante Hintergrund-

informationen zu den Vorwürfen 

von Seiten der Demokraten und der 

Medien über angebliche russische 

Bots und Propaganda im Zu-

sammenhang mit der Aufklärung 

der Vorwürfe einer Kollusion von 

Donald Trump mit russischen Ak-

teuren im Wahlkampf 2016 und das 

sogenannte „Steele-Dossier“. Hier-

zu gibt es noch diesen ergänzenden 

Thread (Teil 14A).[x.com/mtaibbi/

status/1613932017716195329]

Teil 15 von Lee Fang, am 16. 

Januar 2023 [x.com/lhfang/sta-

tus/1615008625575202818]: Über 

Druck, den BioNTech auf Twitter 

ausübte, um die Forderung nach 

günstigen generischen Impfstoffen 

für ärmere Länder oder Menschen 

zu zensieren.

Teil 16 von Matt Taibbi, am 27. 

Januar 2023 [x.com/mtaibbi/sta-

tus/1619029772977455105]: Über 

„Hamilton68“ und eine von U.S.-

Geheimdienstmitarbeitern erstellte 

Liste (Dashboard) mit angeblich 

russischen Bot-Accounts, die aber 

nach Twitters eigener Recherche 

fast ausschließlich aus „wirklichen“ 

Menschen, überwiegend U.S.-Ame-

rikanern, bestand.

Teil 17 von Matt Taibbi, am 2. 

März 2023 [x.com/mtaibbi/sta-

tus/1631338650901389322]: 

Über weitere Vorwürfe diesmal des 

Digital Forensics Research Labs in 

Bezug auf 40.000 Konten, die als 

Bots zum Thema Hindu-Nationalis-

mus identifiziert wurden, sich aber 

als „wirkliche“ Menschen heraus-

stellten.

Teil 18 von Matt Taibbi vom 9. 

März 2023 [x.com/mtaibbi/sta-

tus/1633830002742657027]: Über 

die Stellungnahme der Journalisten 

für den Senat (s.u.) zu den Erkennt-

nissen aus den Twitter Files. Hier 

erklärt Matt auch erstmals das 

Konzept des Censorship Industrial 

Complex (s.u.).

Teil 19 von Matt Taibbi, am 17. 

März 2023 [x.com/mtaibbi/sta-

tus/1636729166631432195]: Über 

die Rolle des Stanford Internet Ob-

servatory und des Virality Projects 

bei der Beeinflussung des öffentli-

chen Diskurses über Corona.

Teil 20 von Andrew Lowenthal vom 

25. April 2023 [x.com/NAffects/sta-

tus/1650954036009398277]: Hier 

wird das Ausmaß der Verstrickung 

und die schiere Menge der betei-

ligten Organisationen und Akteure 



in der „Desinformations“-Industrie 

oder des Censorship Industrial 

Complex (s.u.) dargestellt.

ANHÖRUNG IM SENAT
Am 30. November 2023, also etwa 

ein Jahr, nachdem die ersten 

Twitter Files veröffentlicht wurden, 

kam es zu einer Anhörung im U.S. 

Senat zu den Enthüllungen und zu 

der „Beteiligung der Bundesregie-

rung an der Zensur in den sozialen 

Medien“. Es lohnt sich, sich diese 

Anhörung einmal selbst anzusehen. 

Als Zeugen wurden unter anderem 

befragt: Matt Taibbi, Journalist; 

Michael Shellenberger, Journalist; 

Rupa Subramanya, Journalistin für 

The Free Press; und Olivia Troye, 

ehemalige Beraterin des ehemali-

gen Vizepräsidenten Pence.

Obwohl es eigentlich um den 

Vorwurf der Einflussnahme und 

„Instrumentalisierung“ der Regie-

rung und die Beeinträchtigung der 

freien Meinungsäußerung ging, 

drehten einige der Demokraten 

den Spieß um und behandelten die 

untersuchenden Journalisten wie 

Angeklagte, denen sie in einer Art 

hartem und feindseligen Kreuzver-

hör versuchten, ihre Glaubwürdig-

keit und Fähigkeiten abzusprechen 

und ihnen mit allen rhetorischen 

Mitteln niedere Beweggründe für 

die Untersuchung unterschieben 

wollten. Das führte zu geradezu 

absurden Wortwechseln, in denen 

zum Beispiel die Demokratin Stacey 

Plaskett Matt Taibbi als „sogenann-

ten Journalisten“ bezeichnete und 

Taibbi darauf antwortete: „Ich bin 

kein „sogenannter Journalist“, ich 

arbeite seit 30 Jahren als Journalist 

und bin immer ein überzeugter 

Verfechter der Meinungs- und 

Pressefreiheit gewesen (Erster 

Verfassungszusatz).“ Dann verwies 

er noch auf seine vielen journa-

listischen Auszeichnungen und 

die Bestseller, die er geschrieben 

hatte. Später drohte die gleiche 

Abgeordnete Matt Taibbi sogar mit 

strafrechtlicher Verfolgung und 

fünf Jahren Gefängnis wegen eines 

angeblichen Flüchtigkeitsfehlers in 

einem Tweet.

Inwieweit diese Anhörung Folgen 

für die Praktiken der Einflussnahme 

der Regierung und der Geheim-

dienste und anderer Akteure auf 

Meinungssteuerung bei Twitter 

und anderen Social-Media-Unter-

nehmen hatte und zu einer Ver-

besserung der Situation geführt 

hat, ist leider nicht ersichtlich. 

Am 1. Mai 2024 erschien ein sehr 

ausführlicher Zwischenbericht 

des Stabsausschusses für Justiz 

und des Unterausschusses für die 

Instrumentalisierung der Bundes-

regierung durch das US-Repräsen-

tantenhaus. Hier wurden weitere 

Fälle des direkten und indirekten 

Drucks von Regierungsstellen (der 

Regierung der Demokraten unter 

Präsident Joe Biden) auch auf 

andere Konzerne wie Facebook und 

Amazon behandelt. Viele der Fälle 

bezogen sich auf die Zeit der Coro-

na-Krise und zeigten die massive 

Einflussnahme der U.S.-Regie-

rung auf die Veröffentlichung von 

Videos, Artikeln und Büchern zu 

diesem Thema, die von der seitens 

der Regierung vorgegebenen „Linie“ 

abwichen.

DIE BEDEUTUNG DER LEAKS
Eine der alarmierendsten Enthül-

lungen war, wie explizit viele Orga-

nisationen bezüglich der Kontrolle 

von Narrativen und der Überwa-

chung von „Fehlinformationen“ wa-

ren. Beispiele wie das Virality Pro-

ject an der Stanford University, das 

Twitter empfahl, „wahre Geschich-

ten über Impfnebenwirkungen“ als 

„Standard-Fehlinformationen“ zu 

klassifizieren, zeigen, dass unter 

der Überschrift „Bekämpfung von 

Desinformation“ auch die Unterdrü-

ckung von wahren Aussagen fiel.

Die Dokumente zeigen aber auch 

die internen Konflikte innerhalb 

von Twitter. Viele Mitarbeiter waren 

besorgt über die zunehmende 

Einflussnahme von außen und die 

Auswirkungen auf die Glaubwürdig-

keit und Neutralität der Plattform. 

Interne E-Mails und Diskussionen 

offenbaren eine tiefe Spaltung über 

den richtigen Umgang mit kontro-

versen Inhalten und politischem 

Druck.

Die Twitter Files und die nachfol-

genden Recherchen der Journalis-

ten machten die Öffentlichkeit auch 

darauf aufmerksam, wie viel Geld in 

sogenannte „Anti-Desinformations-

initiativen“ fließt. Große Summen 

wurden und werden von Regierun-

gen, Stiftungen und Technologie-

unternehmen in NGOs, Thinktanks 

und akademische Projekte in-

vestiert. Ein Beispiel ist der Vertrag 

über eine Milliarde US-Dollar, den 

die Agentur „Peraton“ erst kürzlich 

vom Pentagon erhielt, um „Des-

information“ zu bekämpfen, sprich: 

die gewünschten Narrative zu ver-

breiten und unerwünschte Fakten 

zu zensieren.

NOTHINGBURGER?
Jetzt kann man auf den ersten Blick 

natürlich sagen: Warum sollten 

Regierungen, NGOs, Agenturen 

und auch Geheimdienste nicht 

„Desinformation“ und „Hassre-

de“ bekämpfen und die großen 

Social-Media-Konzerne hierzu 

beraten? Und warum sollten private 

Organisationen, NGOs und Agen-

turen nicht erhebliche Summen 

vom Verteidigungsministerium, 

von Stiftungen und Geheimdiens-

ten für Forschung und Beratung 

zu Desinformation und Hassrede 

erhalten? Und auch: Warum dürfen 

private Technologie-Unternehmen 

nicht ihre eigenen Regeln aufstellen 

darüber, was auf ihren Plattformen 

gesagt und veröffentlicht werden 

darf?

So wurde von vielen Kommen-

tatoren, auch in der deutschen 

Presse, gefragt. Die U.S.-Ame-

rikaner sprachen teilweise auch 

von einem „nothingburger“ (ein 

umgangssprachlicher Ausdruck für 

einen Burger, bei dem das Fleisch 

fehlt) und meinten damit, dass 

hier viel Lärm um nichts gemacht 

worden sei. Hier war das Argument 

oft, dass es in Zeiten von russischer 

Desinformation, Verschwörungs-

theorien in Bezug auf Pandemien 

und Impfungen und auch in Bezug 

auf die Gefahren durch Populisten 

und Trump-Anhänger dringend 

nötig ist, den öffentlichen Diskurs 

in den sozialen Medien sorgfältig zu 

regulieren und – wo nötig – einzu-

schränken.

Es ist leicht, sich von diesen Krisen, 

Bedrohungen und Gefahren verwir-

ren zu lassen. „Ja, stimmt“, denkt 

man dann. „Es ist auch wirklich 

gefährlich. Man kann ja auch nicht 

gar nichts tun.“ Aber hier hilft ein 

wenig Verständnis von Politik, Kom-

munikationsstrategie, Geschichte 

und Recht weiter. Es darf nicht in 

Vergessenheit geraten, dass alle 

Beeinflussungen der freien Mei-

nungsäußerung, die die Twitter Files 

und die nachfolgenden Recher-

chen aufdeckten, gerade nicht als 

staatliches Handeln vom geltenden 

Recht gedeckt waren und des-

halb auf anderen Wegen als einem 

straf- oder verwaltungsrechtlichen 

erfolgten. Um die politische Brisanz 

und die Gefährlichkeit der Entwick-

lung für die Bürgerrechte und die 

Meinungs- und Medienfreiheit zu 

verstehen, für die die Twitter Files 

nur die Spitze des Eisbergs dar-

stellen, muss man ein paar Schritte 

zurücktreten und sich klarmachen, 

was hier eigentlich passiert:

Wenn wir von Zensur und Mei-

nungsfreiheit sprechen, ging es 

traditionell um das Verhältnis zwi-

schen Staat und Bürger. Das heißt, 

die Grundrechte auf Meinungs- und 

Pressefreiheit (in den USA insbe-

sondere das „1. Amendment Right“) 

– ja, die gesamte Verfassung bzw. 

das Grundgesetz – stellen Abwehr-

rechte des Bürgers gegen den Staat 

dar. Diese Abwehrrechte schüt-

zen die Bürger aber nicht gegen 

Einschränkungen von Meinungs- 

und Pressefreiheit durch private 

Firmen. Genau dies machen sich 



die staatlichen Stellen zunutze, 

um die grundgesetzlich garantierte 

Meinungsfreiheit zu untergraben. 

Wenn Twitter (bzw. „X“) Konten 

sperrt oder Tweets löscht, verstößt 

das Unternehmen nicht gegen die 

Verfassung. Nur der Staat kann 

einen Verfassungsbruch begehen, 

niemand sonst. Wenn der Staat also 

Facebook, Youtube oder X durch 

die Hintertür beeinflusst, Zensur 

zu betreiben, so ist damit die Ver-

fassung zum Schein gewahrt. Aber 

nur zum Schein. Heute haben wir 

die Situation, dass einige dieser 

Plattformen eine solche Größe und 

Marktmacht erreicht haben, dass 

die Frage, ob man auf ihnen seine 

Meinung äußern oder Informatio-

nen veröffentlichen darf, ein ganz 

erhebliches Gewicht bekommt und 

zum Beispiel das Löschen eines 

YouTube-Kanals oder des eigenen 

Twitter-Kontos in erheblichem 

Maße die Möglichkeit der Ausübung 

der Meinungsfreiheit beeinträch-

tigt. Da die Gesetze und die ganze 

Struktur unserer Grundrechte mit 

den massiven technologischen, 

medialen und kommunikativen 

Veränderungen der letzten Jahr-

zehnte naturgemäß nicht mithalten 

konnten und sie daher nur noch 

teilweise zu den neuen Gegeben-

heiten passen, haben wir hier also 

schon allein dadurch eine gewisse 

Lücke im Grundrechtsschutz.

DER „CENSORSHIP 
INDUSTRIAL COMPLEX“
Was jetzt passiert, ist einmal – wie 

die Twitter Files aufdecken –, dass 

staatliche Macht wie die Regierung 

oder Geheimdienstvertreter sich an 

die Medienkonzerne wenden und 

sie versuchen zu überreden, eine 

stärkere „Zensur“ auszuüben, als 

diese es selbst gemacht hätten, 

und eine stärkere „Zensur“, als die 

staatlichen oder quasi-staatlichen 

Stellen selbst juristisch ausüben 

dürften.

Es gibt aber noch eine zweite Ent-

wicklung, die in gewisser Weise 

noch bedrohlicher ist und gegen 

die sich auch noch schwerer an-

gehen lässt als die oben genannte, 

immer noch relativ direkte Einfluss-

nahme. Und das ist die Methode, 

dass der Staat in den USA, auf 

EU-Ebene und in Deutschland mit 

massiven und zum großen Teil auch 

öffentlichen Geldmitteln Initiativen, 

wissenschaftliche Institute, Think-

tanks und ähnliche Stellen zum 

Thema „Desinformation und Hass-

rede“ gegründet hat oder gründen 

lässt, diese dann mit größtenteils 

staatlich finanzierten Mitarbeitern 

oder ehemaligen Mitarbeitern 

von staatlichen Einrichtungen wie 

Geheimdiensten personell bestückt 

und diese – offiziell jetzt nicht 

mehr staatlichen Stellen – dann die 

Technologieunternehmen „beraten“ 

und sie über eine ganze Reihe von 

Druckmitteln dazu bringen, be-

stimmte interne Richtlinien, die von 

diesen Instituten, Thinktanks und 

Agenturen entwickelt wurden, ein-

zuführen und zu implementieren, 

mit denen diese dann selbst die 

Zensur ausüben.

Auf Englisch würde man sagen 

„Censorship by proxy“, auf Deutsch 

könnte man von „Zensur über die 

Bande gespielt“ sprechen. Das 

Team von Journalisten, die die 

Twitter Files untersucht und ihre 

Recherche danach fortgesetzt ha-

ben, spricht von einem „Censorship 

Industrial Complex“ (Zensurindust-

rie-Komplex), in Anlehnung an den 

„Militärisch-Industriellen-Kom-

plex“, vor dessen Macht schon der 

scheidende Präsident Eisenhower 

bei der Amtsübergabe an den jun-

gen Präsidenten John F. Kennedy 

am 17. Januar 1961 in seiner Ab-

schiedsrede gewarnt hatte. 

Michael Shellenberger sagte zu den 

Menschen, die in dieser neuen Va-

riante des Komplexes die wichtigen 

Akteure sind, in einem Interview 

vom März 2023:

„Die involvierten Personen be-

trachten sich als Experten in jedem 

Bereich, obwohl sie oft nicht die 

entsprechenden Qualifikationen 

haben. Es handelt sich um Indivi-

duen, die ohne faktische Grundlage 

annehmen, Wahrheit von Lüge und 

Genauigkeit von Ungenauigkeit 

unterscheiden zu können. Meistens 

sind es Bürokraten oder Menschen 

mit einem technischen Hinter-

grund. Das sind Personen, die die 

„New York Times“ lesen und den-

ken, dass sie dadurch zu Experten 

werden. So werden sie zu Zensoren. 

Ich betrachte sie als die derzeit ge-

fährlichsten Menschen in Amerika.“

Wobei ich dazu sagen möchte, dass 

viele der Menschen, die in diesem 

Bereich tätig sind, sicher mit sehr 

guten und idealistischen Motiven 

dabei sind und die Welt und ihre 

Minderheiten vor Gewalt und Be-

drohung schützen wollen. Jedoch 

basieren diese Motive in der Regel 

auf hoch ideologisierten Weltan-

schauungen sowie extrem unter-

komplexen Analysen des Weltge-

schehens. Wenn naive, ungebildete 

und extrem leicht zu beeinflus-

sende IT-Grünschnäbel in der Lage 

sind, die Informationsfüsse der Welt 

zu kontrollieren, dann hat die Welt 

ein massives Informationsproblem.

UND JETZT?
Wie nicht anders zu erwarten in der 

heutigen Zeit, fielen die Erkennt-

nisse aus den Twitter Files und 

den nachfolgenden Recherchen 

in unseren aufgeheizten und 

gespaltenen politischen Diskurs-

raum und wurden entsprechend 

auch nur teilweise und wenn, dann 

extrem verzerrt wahrgenommen. 

In den USA reagierten die eher den 

Demokraten zugeneigten Kommen-

tatoren mit Abwehr der Vorwürfe 

und Erkenntnisse. Sie sahen in der 

Untersuchung und der Veröffent-

lichung eine PR-Aktion von Musk 

und eine Kampagne des Milliardärs 

zugunsten von Trump und rechten 

Verschwörungstheoretikern und 

bemühten sich generell, die Rele-

vanz der Erkenntnisse und Schwere 

der Vorwürfe stark herunterzuspie-

len. Sie sahen die Zusammenarbeit 

der Technologie-Unternehmen mit 

Regierungen und NGOs als not-

wendig an, um die Verbreitung von 

„Desinformation“ und schädlichen 

Inhalten zu bekämpfen. Auf der 

anderen Seite, also auf Seiten der 

Republikaner, der Trump-Anhänger, 

wurden die Enthüllungen natür-

lich dankbar aufgenommen und 

als Beweis dafür gesehen, wie stark 

die „linken“ Medien und die „linke“ 

Regierung gegen die politische 

Opposition Zensur und Manipula-

tion betreiben. Auch in Deutschland 

wurden die Erkenntnisse weitge-

hend zerrieben im Meinungskampf 

um „links“ gegen „rechts“, oder 

„Populisten“ gegen selbsternannte 

„Demokraten“.

Das, was in den letzten Jahren und 

noch aktuell weiter im Bereich Zen-

sur beziehungsweise Bekämpfung 

von sogenannter „Desinformation“ 

passiert, ist zu wichtig für unsere 

Gesellschaft und zu entscheidend 

für unsere Demokratie, um im 

gespaltenen und aufgeheizten 

politischen Diskurs verloren zu 

gehen. Wir haben ein Recht darauf, 

zu erfahren, wer, wie und warum 

bestimmt, welche Informationen 

wir erhalten – und welche Informa-

tionen uns vorenthalten werden 

sollen. Meinungskontrolle und 

Demokratie sind nicht koexistenz-

fähig. Grundsätzlich von einem 

„wohlwollenden“ Staat auszugehen, 

und der Politik – selbst aus noch so 

wohlmeinenden Absichten heraus 

– die Kontrolle der „Wahrheit“ zu 

überlassen, ist schlichtweg ver-

rückt. Die gesamte Menschheits-

geschichte ist ein einziger Beweis 

dafür, dass Machthaber grund-

sätzlich nicht vor Lug und Trug 

zurück schrecken, um ihre Ziele 

zu erreichen. Die Gründungsväter 

aller Demokratien der Welt wussten 

dies. Sie haben daher immer ver-

sucht, der Meinungs-, Rede- und 

Pressefreiheit den größtmöglichen 

Verfassungsschutz zu verleihen, 

der überhaupt denkbar ist.


